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W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 

Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 

 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.  554 
 

TOP             I/12 

 

 

      

 Hauptausschusses 

 Rates  

 

am 

      

      

14.12.2016 

 

Personalrat ist zu beteiligen 

 ja     nein 

Zustimmung 

 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 

wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 

 

Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit       € zur Verfügung bei Sachkonto       

(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 

Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 

Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 

                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 

Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

Datum: 07.12.2016 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. 10/I  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ:           

 

Titel:  Feststellung des Jahresergebnisses der GWS für das  
  Geschäftsjahr 2015 
  Entlastung des Aufsichtsrates der GWS für das Geschäftsjahr 2015 

 
Sachdarstellung: 

 
Die Gewinn- und Verlustrechnung der GWS für das Geschäftsjahr 2015 ist nur 
bedingt mit den Vorjahren vergleichbar, da im Geschäftsjahr 2015 das mehrjäh-

rige Projekt „KonWerl2010“ mit dem Endausbau des Baugebiets „Belgische Stra-
ße“ (B-Plan 92) abgeschlossen wurde und der bisherige gesonderte Bilanzposten 

für dieses Projekt erfolgswirksam aufzulösen war. Ab dem 01.04.2015 gehen 
somit alle Erträge und Aufwendungen in das lfd. operative Betriebsergebnis der 
Gesellschaft ein. Das operative Betriebsergebnis 2015 wird insofern durch die 

Auflösung des Projekts beeinflusst.  
 

Eine aus Vorsichtsgründen zu bildende Rückstellung für eine mögliche anteilige 
Rückforderung von Fördermitteln (nebst Zinsen) führte dazu, dass sich aus der 
zum 31.03.2015 erfolgten Auflösung des KonWerl-Projektes ein vorläufiger 

(buchhalterischer) Verlust ergab, der  seinen Niederschlag in der Gewinn- und 
Verlustrechnung findet. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass es sich bei dem 

ausgewiesenen Verlust um einen stichtagsbezogenen Wert handelt, dem noch in 
Folgejahren realisierbare Veräußerungserlöse aus dem noch bestehenden Vorrat 

an Gewerbegrundstücken im KonWerl-Gebiet gegenüberstehen.  
Lässt man die aus der Auflösung des Sonderpostens „KonWerl“ resultierenden 
Veränderungen außer Betracht, hat sich das „normale“ operative Betriebsergeb-

nis der Gesellschaft gegenüber dem Vorjahr leicht verbessert.  



 

 2 

 

Der Jahresabschluss 2015 ist von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Flottmey-
er, Steghaus & Partner, Hamm/Essen, geprüft worden. Die Prüfung des Jahres-

abschlusses hat zu keinen Einwendungen geführt, so dass der Abschlussprüfer 
einen uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt hat.  
 

Der Aufsichtsrat der GWS hat in seiner Sitzung am 06.12.2016 den Jahresab-
schluss beraten und gem. § 11 Ziffer 2 Buchstabe h des Gesellschaftsvertrages 

der GWS einstimmig beschlossen, der Gesellschafterversammlung zu empfehlen, 
den Jahresabschluss 2015 in der vorliegenden Form festzustellen und den Jah-
resfehlbetrag in Höhe von 495.979,77 € auf neue Rechnung vorzutragen.  

 
Neben der Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses und die 

Verwendung des Ergebnisses obliegt der Gesellschafterversammlung nach § 6 
Ziffer 2 Buchstabe g des Gesellschaftsvertrages auch die Entscheidung über die 
Entlastung des Aufsichtsrates der GWS. 

 
Beschlussvorschlag: 
 

Der Jahresabschluss der GWS für das Geschäftsjahr 2015 wird in der vorliegen-
den Form festgestellt. Es wird weiterhin beschlossen, den Jahresfehlbetrag in 

Höhe von 495.979,77 € auf neue Rechnung vorzutragen sowie dem Aufsichtsrat 
der GWS für das Geschäftsjahr 2015 Entlastung zu erteilen.  
 

Der Vertreter der Stadt, Herr Friedrich Böllhoff, wird beauftragt, in der Gesell-
schafterversammlung der Gesellschaft für Wirtschaftsförderung und Stadtent-

wicklung mbH entsprechende Beschlüsse zu fassen.  
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W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 

Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 

 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.  585 
 

TOP             I/13 

 

 

      

 Hauptausschusses 

 Rates  

 

am 

      

      

14.12.16 

 

Personalrat ist zu beteiligen 

 ja     nein 

Zustimmung 

 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 

wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 

 

Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit       € zur Verfügung bei Sachkonto       

(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 

Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 

Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 

                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 

Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 07.12.16 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. I  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ: I/Ca      

 

Titel:  
Wahl eines Abschlussprüfers für das Wirtschaftsjahr 2016 der Gesellschaft 

für Wirtschaftsförderung und Stadtentwicklung mbH (GWS) 
 

Sachdarstellung: 
 
Der Aufsichtsrat der GWS hat in seiner Sitzung am 06.12.2016 gem. § 11 Ziff. 2 

Buchst. m) des Gesellschaftsvertrages der GWS beschlossen, der Gesellschafterver-
sammlung zu empfehlen, den Auftrag zur Prüfung des Jahresabschlusses der GWS 

für das Wirtschaftsjahr 2016 an die Wirtschaftsprüfungskanzlei Flottmeyer, Steg-
haus und Partner, Hamm/Essen, zu vergeben. 
 

Beschlussvorschlag: 
 

Es wird beschlossen, die Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft 
Flottmeyer, Steghaus und Partner, Hamm/Essen, zum Jahresabschlussprüfer der 
GWS für das Witrschaftsjahr 2016 zu bestellen. 

 
Herr Friedrich Böllhoff wird beauftragt, in der Gesellschafterversammlung der GWS 

einen entsprechenden Beschluss zu fassen. 
 



 

 1 

W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 

Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 

 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.  588 
 

TOP             I/14 

 

 

       

 Hauptausschusses 

 Rates  

 

am 

14.12.16 

      

      

 

Personalrat ist zu beteiligen 

 ja     nein 

Zustimmung 

 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 

wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 

 

Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit       € zur Verfügung bei Sachkonto       

(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 

Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 

Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 

                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 

Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 07.12.2016 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. Bildung, Jugend, 

Sport und Kultur 

 
20 FBL 

Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ: 40-Kn.      

 

 

Anmeldeverfahren für die Schulanfänger 
hier: Festlegung der Zügigkeit für die Walburgisschule für das Schuljahr    
2017/2018 

 
Sachdarstellung: 

 
Zum Schuljahr 2017/18  wurden an den Werler Grundschulen insgesamt 302 
Kinder angemeldet (Stand: 08.12.2016). Nach den vorliegenden Anmeldungen 

ergibt sich folgende Zügigkeit für die Grundschulen: 
 

Walburgisschule 4-zügig 
Norbertschule  3-zügig 
Petrischule  2-zügig 

Marienschule 2-zügig 
St.Josefsschule 2-zügig 

 
In der Kernstadt spiegeln die Anmeldezahlen die Verteilung der Schulanfänger im 
Stadtgebiet wider. Im Werler Norden gibt es zurzeit weniger Schulanfänger für 

das Schuljahr 2017/18 als in der Stadtmitte und vor allem im Südwesten von 
Werl. Hinzu kommt, dass mit der Abschaffung der Schulbezirke in 2007 die freie 

Schulwahl in NRW eingeführt wurde, allerdings unter Berücksichtigung vorhan-
dener Aufnahmekapazitäten an den Schulen. 
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Insgesamt ist aufgrund der Gesamtzahl der Schulanfänger, entsprechend der 

Klassenrichtzahl von 23 Kindern, die Bildung von 14 Eingangsklassen möglich 
(302: 23=13,13 → 14 Klassen, da ab der 1. Nachkommastelle aufgerundet wer-

den kann.).  
 

In den Ortsteilen Büderich und Westönnen wird es jeweils zwei Eingangsklassen 
geben. In der Kernstadt verteilen sich 220 Schulanfänger entsprechend der je-
weiligen Schulanmeldungen zurzeit auf 9 Eingangsklassen.  

 
Ausgehend von der durch den Rat am 25.10.2007 festgelegten 3-Zügigkeit für 

die Walburgis-, Petri- und Norbertschule ( = 9 Klassen pro Jahrgang) gibt es zur-
zeit einen Anmeldeüberhang an der Walburgisschule. Durch die Einleitung eines 
Ablehnungsverfahrens und Beibehaltung der jetzigen 3-Zügigkeit aller drei 

Grundschulen in der Kernstadt könnte zwar eine Umverteilung der Eingangsschü-
ler vorgenommen werden, allerdings ist damit zugleich die Möglichkeit der Bil-

dung einer 10. Eingangsklasse in der Kernstadt genommen.  
 
Die Schulleitungen der betroffenen Grundschulen im Stadtgebiet sowie die 

Schulaufsicht plädieren aufgrund ihrer langjährigen Erfahrung eindringlich für die 
Schaffung eines Handlungsspielraumes durch die Möglichkeit der Bildung einer 

10.Eingangsklasse. Voraussetzung hierfür ist die Festsetzung der 4-Zügigkeit für 
die Walburgisschule für das Eingangsschuljahr 2017/18 unter Beibehaltung der 

3-Zügigkeit für die Norbert- und Petrischule. 
 
Der hierdurch geschaffene Handlungsspielraum ist für die Schulen vor dem Hin-

tergrund weiterer Schulanfänger bis zum Schulstart im Sommer 2017 wichtig, 
zudem füllen sich die Klassen im Verlauf der vier Grundschuljahre auch noch 

durch Seiteneinsteiger.   
 
Nach Aussage der Schulleitungen ist erfahrungsgemäß von der Anmeldung im 

November bis zum Mai noch „viel Bewegung“ in den Anmeldezahlen – bedingt 
durch Ummeldungen von der einen zur anderen Schule sowie durch Zuzüge.  

 
Vor diesem Hintergrund empfiehlt die Verwaltung in enger Abstimmung mit den 
beteiligten Schulen und der Schulaufsicht die 4-Zügigkeit für die Walburgisschule 

für das Schuljahr 2017/18, unter Beibehaltung der in 2007 jeweils festgelegten 
Zügigkeit für die anderen vier Grundschulen in Werl. 

 
 
 

 
 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat beschließt für das Schuljahr 2017/18 eine 4-Zügigkeit für die Walburgis-

schule. 
 







W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 

Mitteilung 
zur  

 öffentlichen  
 nichtöffentlichen Sitzung des 

Nr .572 

 

       
 Hauptausschusses 
 Rates 

 

am        
am  01.12.2016 
am        

 

Datum: 28.11.16 Unterschrift S i c h t ve rm er k e  

AZ 102420 
 

20 FBL 
Allg. 
Vertreter 

BM 

Abt. 10.1-Fa     

 

Titel: Einführung einer zusätzlichen Aufwandsentschädigung für 
  Ausschussvorsitzende 

 
Sachdarstellung: 
Derzeit befindet sich der Entwurf des Gesetzes zur Stärkung der kommunalen 
Selbstverwaltung im Gesetzgebungsverfahren im Landtag. Dieser Änderungsent-
wurf sieht unter anderem eine Einführung einer zusätzlichen 1-fachen Aufwands-
entschädigung für Ausschussvorsitzende (zurzeit 290,20 Euro monatlich) sowie 
eine Deckelung der Kumulation von Aufwandsentschädigungen auf den  maximal 
5-fachen Satz des Betrages der Aufwandsentschädigungen vor. 
 
Finanzielle Auswirkungen der Einführung einer zusätzlichen 1-fachen 
Aufwandsentschädigung für Ausschussvorsitzende für die Wallfahrts-

stadt Werl: 
In der konstituierenden Ratssitzung wurden 10 Ausschüsse (HA, RPA, PBUA, BA, 
SchulSpA, SozA, IkKA, IR, WPA, WA) gebildet.  
 
Bei 9 Ausschussvorsitzenden (ausgenommen HA/ Vorsitz Bürgermeister) entste-
hen monatlich zusätzliche Kosten in Höhe von 2.611,80 Euro. Jährlich ergibt 
sich ein zusätzlicher Aufwand in Höhe von 31.341,60 Euro. Je Ausschuss ent-
spricht dies einer zusätzlichen, jährlichen  Aufwendung in Höhe von 3.482,40 €.  
 
Derzeit ist noch nicht abschließend geklärt, ob einzelne Ausschüsse von dieser 
Regelung über eine Änderung der Hauptsatzung ausgenommen werden können. 
Der Rat wird insofern zu Beginn des Jahres 2017 erneut informiert.   
 
Hinweis: Die turnusmäßige Anpassung der Aufwandsentschädigung für Ratsmit-
glieder zum voraussichtlich 16.08.2017 - nach der Hälfte der Wahlperiode gemäß 
§ 45 Abs. 7 GO NRW – bleibt von dieser Änderung der Entschädigungsverord-
nung unberührt.  
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